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In die verhärteten Konflikte im öst-
lichen Mittelmeer kommt Bewe-
gung. Er sehe »die reelle Chance 

einer dauerhaften Entspannung« in 
der Region, teilte Außenminister Hei-
ko Maas am Montag anlässlich einer 
Reise nach Ankara mit. Maas traf mit 
seinem türkischen Amtskollegen Mev-
lüt Cavusoglu zusammen, um über die 
Streitigkeiten zwischen der Türkei und 
Griechenland um Seegrenzen und Erd-
gasförderrechte in der Ägäis sowie vor 
Zypern zu verhandeln. Vergangenes 
Jahr hatten die Konflikte fast zu einer 
militärischen Konfrontation zwischen 
Ankara und Athen geführt. Der Türkei-
reise des deutschen Außenministers war 
am 9. Januar eine Videokonferenz des 
türkischen Präsidenten Recep Tayyip 
Erdogan mit EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen vorausge-
gangen, bei der Erdogan mitgeteilt hat-
te, er wolle in den Beziehungen zur EU 
»eine neue Seite aufschlagen«. Bereits 

am Donnerstag wird Cavusoglu nun 
zu Gesprächen mit dem EU-Außenbe-
auftragten Josep Borrell in Brüssel er-
wartet. Noch im Januar sollen von der 
Leyen und EU-Ratspräsident Charles 
Michel die Verhandlungen fortsetzen.

Hintergrund der eifrigen Reisedip-
lomatie ist, dass die Türkei Ende 2020 
begonnen hat, sich gegenüber der EU 
und insbesondere auch gegenüber Grie-
chenland ein wenig versöhnlicher zu 
geben. Insbesondere wollte sie nicht 
mehr potentielle Erdgaslagerstätten in 
Gewässern erkunden, die Griechenland 
und Zypern für sich beanspruchen. Als 
Ursachen für Erdogans Kurskorrektur 
gelten zum einen die Wirtschaftskrise, 
zum anderen der Personalwechsel im 
Weißen Haus. Hatte die Trump-Regie-
rung die türkische Expansionspolitik, 
etwa in Syrien faktisch hingenommen, 
so wird unter Joseph Biden mit Brett 
McGurk ein entschiedener Gegner 
dieser Politik Mittelostkoordinator im 

Nationalen Sicherheitsrat. Biden selbst 
hatte Erdogan Anfang 2020 im Inter-
view mit der New York Times einen 
»Autokraten« genannt und erklärt, man 
müsse dessen Sturz fördern – »nicht per 
Putsch« natürlich, sondern »durch Wah-
len«. Mit Blick darauf ist Erdogan nun 
um mehr Entspannung im Verhältnis 
mit der EU bemüht.

Griechenland hingegen hatte zu-
letzt seine Muskeln spielen lassen. Es 
hat den Kauf von 18 Rafale-Kampfjets 
beschlossen und will fünf Milliarden 
Euro in die Aufrüstung seiner Mari-
ne investieren. Am heutigen Dienstag 
soll das Parlament zudem die Ausdeh-
nung der griechischen Hoheitsgewässer 
von sechs auf zwölf Meilen vor der 
Küste beschließen. Das ist völkerrecht-
lich zulässig, allerdings politisch hei-
kel. Athen hat den Schritt – zunächst 
– auf das Ionische Meer im Westen 
beschränkt, konnte jedoch schon dort 
neue Konflikte nicht vermeiden: Die 

Zwölfmeilenzonen vor Korfu und vor 
der Küste Albaniens überschneiden 
sich. Den Disput soll nun der Interna-
tionale Gerichtshof in Den Haag lösen. 
Übertrüge Athen die Regelung auf die 
Ägäisinseln, würden große Teile der 
Türkei vom Zugang zum Mittelmeer 
abgeschnitten. Ankara gälte ein solcher 
Schritt als Kriegsgrund. Positiv stimmt 
nun aber, dass Griechenland und die 
Türkei am 25. Januar die Gespräche 
über ihre Seegrenzen wiederaufneh-
men wollen.

Offenkundig erfolglos verhallte die 
Forderung von Sevim Dagdelen, Ob-
frau der Linksfraktion im Auswärtigen 
Ausschuss des Bundestags, Maas sol-
le sich in Ankara doch wenigstens für 
die sofortige Freilassung des Ex-HDP-
Vorsitzenden Selahattin Demirtas ein-
setzen und sich für einen Stopp der 
Rüstungsexporte an die Türkei starkma-
chen. Die Türkei erhält aktuell deutsche 
U-Boote.

Erdogan  
sucht Freunde

Verschärfter Handelskrieg gegen Beijing

WWW.JUNGEWELT.DE

Eishockeyverband 
entzieht Belarus WM

Zürich. Der Eishockey-Weltverband 
IIHF hat Kogastgeber Belarus die 
Weltmeisterschaft in diesem Jahr 
entzogen. Die Entscheidung des 
Exekutivkomitees der IIHF am 
Montag abend bei einer Videokon-
ferenz sei aufgrund »von Sicher-
heitsbedenken« getroffen worden, 
teilte der Verband mit. Die Kritik 
war angesichts der andauernden 
Proteste gegen Staatschef Alexander 
Lukaschenko zuletzt immer größer 
geworden. IIHF-Präsident René 
Fasel bezeichnete den WM-Entzug 
als »bedauerlich«, aber »unvermeid-
lich«. Binnen einer Woche soll ent-
schieden werden, wo die WM, die 
vom 21. Mai bis 6. Juni im lettischen 
Riga und im belarussischen Minsk 
geplant war, nun stattfinden soll. 
Eigentlich sollte über die WM erst in 
der kommenden Woche beraten wer-
den. Angesichts des heftigen Drucks, 
der zuletzt entstanden war, entschied 
das Exekutivkomitee bereits am 
Montag bei einer turnusmäßigen 
Videokonferenz. � (dpa/jW)
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Garzweiler: Protest gegen 
Abrissarbeiten
Lützerath. In der Nähe des rheini-
schen Tagebaus Garzweiler haben 
am Montag Klimaaktivisten gegen 
den Abriss von leerstehenden ehe-
maligen Wohnhäusern protestiert. 
Etwa 50 Braunkohlegegner waren in 
der Ortschaft Lützerath dabei. Nach 
Angaben der Initiative »Alle Dörfer 
bleiben« gegenüber jW waren bis zu 
70 Sicherheitskräfte des Energiekon-
zerns RWE aktiv. Gegen Menschen, 
die die Abrissarbeiten stoppen 
wollten, sei die Polizei gewaltsam 
vorgegangen. Die war nach eigenen 
Angaben mit einer Hundertschaft 
im Einsatz. Lützerath ist eines der 
Dörfer, die dem von RWE betriebe-
nen Braunkohletagebau Garzweiler 
II weichen sollen. Bis zum Ausstieg 
aus der Braunkohleförderung im 
Jahr 2038 sollen nach den Plänen der 
NRW-Landesregierung noch weitere 
fünf Ortschaften verschwinden. 
�  (dpa/jW)
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Der türkische Präsident Tayyip Erdogan hinter einer EU-Fahne am 9. März 2020 in Brüssel/Belgien
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Außenminister Maas in Ankara. Präsidentenwechsel 
in den USA und Wirtschaftskrise zwingen die Türkei, 
Verhältnis zur EU zu verbessern. Von Jörg Kronauer

US-Regierung macht Druck auf Huawei-Lieferanten. Chinas Volkswirtschaft wächst weiter

Die Trump-Regierung hat 
Huawei-Lieferanten, darun-
ter den Chiphersteller Intel, 

benachrichtigt, dass sie bestimmte 
Lizenzen für den Verkauf an das chi-
nesische Unternehmen widerruft und 
beabsichtigt, Dutzende von Anträgen 
zur Belieferung des Telekommunika-
tionsunternehmens abzulehnen. Die 
Maßnahme ist die jüngste in einem 
langjährigen Versuch, den weltgröß-
ten Telekommunikationsausrüster 
zu schwächen, den Washington als 
»Bedrohung der nationalen Sicher-
heit« ansieht. Von Intel bezieht Hua-

wei Prozessoren und Datenträger zum 
Bau von Servern.

Huawei und Intel Corp. lehnten 
eine Stellungnahme ab. Das US-
Handelsministerium sagte, es könne 
sich nicht zu spezifischen Lizenzie-
rungsentscheidungen äußern, sondern 
arbeite weiterhin mit anderen Behör-
den zusammen, um die Richtlinien 
»konsequent« und in einer Weise an-
zuwenden, die »die nationale Sicher-
heit und die außenpolitischen Interes-
sen der USA schützt«.

Generell ist die aktuelle Situation 
chaotisch: Verschiedene Behörden, 

darunter das US-Verteidigungs- sowie 
das Handelsministerium hätten sich 
häufig nicht entscheiden können, wer 
Ausnahmegenehmigungen zur Belie-
ferung erhält und wer nicht. Bei rund 
150 Anträgen zu Gütern im Wert von 
280 Milliarden Dollar (etwa 231 Mil-
liarden Euro) stand laut Reuters-In-
formationen Anfang Januar noch eine 
Entscheidung aus.

Intel Corp. hatte ursprünglich von 
den US-Behörden Lizenzen erhal-
ten, um weiterhin bestimmte Erzeug-
nisse an Huawei liefern zu dürfen. 
Eine Regel vom August besagte, dass 

Produkte, die für den 5G-Mobilfunk-
standard zu nutzen sind, wahrschein-
lich abgelehnt würden, aber über den 
Verkauf von weniger anspruchsvoller 
Technologie würde von Fall zu Fall 
entschieden werden. Damit scheint es 
jetzt vorbei zu sein. 

Auch unter den Vorzeichen des 
Handelskriegs mit den USA und den 
Belastungen durch die Coronapande-
mie hat Chinas Wirtschaft im Jahr 
2020 ein deutliches Wachstum ge-
schafft. Das teilte das Pekinger Statis-
tikamt am Montag mit.�  (Reuters/jW)
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Geladen
Von Schnecken, Katzen und Mör-
dern: Patricia Highsmith ist eine der 
am meisten gelesenen Suspense-
autorinnen. Ihre Romane sind Genre-
klassiker. Zu ihrem 100. Geburtstag 
erscheinen ihre Tagebücher bei 
Diogenes. Von Holger TeschkeA
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